
Schöffen abgefaßt. Der Vorsitzende hat daher nicht das 
Recht, zusätzliche Ausführungen, die seine persönliche 
Auffassung wiedergeben, an den Angeklagten zu rich­
ten, da er damit gegen den Grundsatz der vollberech­
tigten Mitwirkung der Schöffen verstößt. Es sei in 
diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, daß die 
Verkündung des Urteils gemäß § 222 Abs. 4 mit der 
Rechtsmittelbelehrung abschließt.

10. Von großer Auswirkung auf die Praxis ist auch 
die Beantwortung der Frage, ob die Gerichte weiter 
wie bisher auf Grund von Anträgen auf gerichtliche 
Entscheidung gegen Strafbescheide von Verwaltungs­
behörden tätig werden müssen.

Gegenwärtig besteht noch der Zustand, daß auf 
Grund früherer gesetzlicher Regelung eine Reihe von 
Strafsachen von Verwaltungsbehörden abgeurteilt wer­
den. Insbesondere trifft dies auf Finanzbehörden und 
Dienststellen der Wirtschaftsverwaltung zu.

Die Begründung zum Gerichtsverfassungsgesetz bringt 
zum Ausdruck, daß dem Prinzip des Gerichtsverfas­
sungsgesetzes entsprechend die Bearbeitung von Straf­
sachen durch Verwaltungsbehörden allmählich zu be­
enden sein wird und alle Strafsachen ausschließlich 
von den Strafgerichten bearbeitet werden. Die Vor­
aussetzungen für eine vollständige Übernahme aller 
Strafsachen durch die Justiz werden durch die weitere 
Demokratisierung der Gerichte, insbesondere durch das 
neue Gerichtsverfassungsgesetz und die neue Strafpro­
zeßordnung geschaffen werden. Die Tatsache, daß die 
neue Strafprozeßordnung keinen besonderen Abschnitt 
für das Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorschriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben 
enthält, rechtfertigt für sich allein nicht den Schluß, 
daß diese Bestimmungen nicht mehr anwendbar sind 
und die Gerichte auf Grund von Anträgen auf gericht­
liche Entscheidung nicht mehr tätig werden.

Man wird vielmehr davon ausgehen können, daß 
die Strafprozeßordnung Sonderbestimmungen deshalb 
nicht mehr getroffen hat, weil sie im Zuge der Weiter­
entwicklung mit der Übernahme aller Strafverfahren 
durch die Justiz rechnete.

Die Bestimmungen, die dem Verurteilten das Recht 
auf eine gerichtliche Entscheidung einräumen, sind 
also bis zu einer gesetzlichen Neuregelung weiter an­
zuwenden.

11. In diesem Zusammenhang müssen einige Be­
stimmungen erläutert werden, die die richterliche 
Tätigkeit betreifen, die jedoch nicht in dem eben be­
handelten Abschnitt über das gerichtliche Verfahren 
erster Instanz enthalten sind.

So sieht § 145 gegen den Haftbefehl des Richters die 
Beschwerde vor. Hier ist die Frage aufgetaucht, ob 
diese Beschwerde an eine Frist gebunden ist und wel­
ches Gericht über die ■ Beschwerde entscheiden soll.

§ 296 StPO bestimmt, daß Beschwerden gegen alle 
im gerichtlichen Verfahren erster Instanz erlassenen 
Beschlüsse zulässig sind, soweit sie das Gesetz nicht 
ausdrücklich einer Anfechtung entzieht. Diese Be­
schwerde ist nach § 297 an eine Frist von einer Woche 
gebunden. Die Entscheidung über die Beschwerde er­
folgt durch das Gericht zweiter Instanz.

Aus der Tatsache, daß die Haftbeschwerde sich nicht 
gegen einen Beschluß des Gerichts im Verfahren 
erster Instanz richtet, könnte man den Schluß ziehen, 
daß die Bestimmungen über die Beschwerde gemäß 
§§ 296 ff. nicht Anwendung Anden.

Diese Auffassung erscheint mir verfehlt.
Das Gesetz ist ganz offenbar davon ausgegangen, daß 

für die gerichtlichen Beschlüsse im Ermittlungsverfah­
ren das gleiche gelten soll wie für die Beschlüsse im 
Verfahren erster Instanz.

Ich bin daher der Auffassung, daß die Haftbeschwerde 
an die Frist von einer Woche gemäß § 297 gebunden 
ist und daß über sie das Gericht zweiter Instanz zu 
entscheiden hat. Das gleiche wird für die anderen 
richterlichen Beschlüsse im Ermittlungsverfahren zu 
gelten haben. Es bleibt nun noch die Frage zu klären, 
wie Haftbeschwerden zu behandeln sind, die n a c h  
Ablauf der einwöchigen Frist eingelegt worden sind.

Zweifellos können auf solche Anträge die Bestim­
mungen der §§ 296 ff. über die befristete Beschwerde

keine Anwendung Anden. Sie sind also insbesondere 
nicht dem Beschwerdegericht zur Entscheidung zuzu­
leiten. Da jedoch das Entwicklungsgesetz der Kritik 
und Selbstkritik zu einem Prinzip der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung erhoben worden ist und auch diese 
Beschwerden eine Kritik an der Arbeit eines Justiz­
organs darstellen können, wird sie ein verantwortungs­
bewußter Richter und Staatsanwalt als eine Anregung 
zur Haftprüfung gemäß § 146 StPO anzusehen haben.

12. Es ist die Frage gestellt worden, wie die Privat­
klageverfahren, die bei Inkrafttreten der Strafprozeß­
ordnung noch nicht zu Ende geführt waren, weiterhin 
zu behandeln sind.

Eine Beendigung der Privatklageverfahren nach den 
Bestimmungen der alten Strafprozeßordnung über die 
Privatklage hat das Gesetz nicht vorgesehen. Die neue 
Strafprozeßordnung kennt die Privatklage nur noch 
in zwei Fällen, nämlich wegen Beleidigung und wegen 
der Verletzung des Andenkens Verstorbener.

Da der Kreis der Privatklagedelikte bisher erheblich 
größer war, fehlt jetzt eine Verfahrensbestimmung für 
all die Privatklagesachen, die nicht diese beiden De­
likte zum Gegenstand haben. M. E. sind anhängige 
Privatklagesachen — mit Ausnahme der Beleidigungs­
sachen — wie OfAzialdelikte zu behandeln und der 
Staatsanwaltschaft zur Entscheidung darüber zuzu­
leiten, ob sie wegen dieser Handlungen Anklage er­
heben will. In den Fällen, in denen der Staatsanwalt 
die Anklage nicht erhebt, ist das Verfahren einzu­
stellen. Die Einstellung des Verfahrens ist, wenn be­
reits ein Eröffnungsbeschluß ergangen ist, Sache des 
Gerichts, andernfalls des Staatsanwalts.

§ 246 Abs. 2 bestimmt, daß Privatklagen erst dann 
zulässig sind, wenn vor einer von der Justizverwaltung 
zu bestimmenden Sühnestelle eine Versöhnung erfolg­
los versucht worden ist. Das Zeugnis über den erfolg­
losen Versuch einer Versöhnung ist mit der Anklage­
schrift einzureichen. Es wird jetzt die Aufgabe des 
Ministeriums der Justiz sein, eine gesetzliche Regelung 
für diese Sühnestellen zu schaffen. Bis zum Erlaß 
einer neuen gesetzlichen Regelung haben die nach § 380 
der alten StPO als Vergleichsbehörden tätigen Stellen 
vorläuAg die Funktionen der Sühnestellen wahrzu­
nehmen.

13. Zu den Bestimmungen des Kapitels über die 
Strafvollstreckung erscheinen folgende Bemerkungen 
angebracht:

§ 334 enthält die grundsätzliche Bestimmung, daß 
Strafurteile erst dann vollstreckbar sind, wenn sie 
rechtskräftig sind.

Die Verordnung der vormaligen Deutschen Justiz­
verwaltung über das Verfahren in Wirtschaftsstraf­
sachen vom 21. Oktober 1947 sah eine sofortige Voll­
streckung auch für nicht rechtskräftige Urteile dann vor, 
wenn es sich um Verurteilungen wegen Nichterfüllung 
des Ablieferungssolls an landwirtschaftlichen Erzeug­
nissen oder wegen eines Verstoßes gegen das Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 50 handelte. Darüber hinaus gab es einige 
landesrechtliche Bestimmungen, die ebenfalls eine so­
fortige Vollstreckung von Strafurteilen vorsahen.

Diese Bestimmungen über die sofortige Vollstreckung 
sind seit dem Inkrafttreten der Strafprozeßordnung 
nicht mehr anzuwenden, da sie gegen den Grundsatz 
des § 334 verstoßen.

Damit bin ich am Schluß meiner Ausführungen.
Ich darf bemerken, daß die von mir bei Behandlung 

der einzelnen Fragen vertretene Auffassung auch die 
Auffassung der Kollegen des Ministeriums der Justiz 
ist.

Unsere neuen Gesetze werden ihre Aufgabe, Hebel 
beim Aufbau des Sozialismus zu sein, nur erfüllen 
können, wenn sie einheitlich in der ganzen Republik 
angewendet werden.

Deshalb kommt künftig dem Studium der Urteile 
und der Richtlinien des Obersten Gerichts, die ein 
Mittel zur schnellen und wirksamen Durchführung der 
neuen Gesetze sind, eine große Bedeutung zu. Es sei 
deshalb auch von dieser Stelle auf die Notwendigkeit 
eines gründlichen Studiums dieser Urteile und Richt­
linien durch alle Richter und Staatsanwälte hinge­
wiesen.
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